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 Nicht mit der Rente zocken
AKTIENRENTE – Bundesfinanzminister Lindner setzt auf Spekulationsgewinne

Bundesfinanzminister Christian 
Lindner, FDP, will den Rentenbeitrag 
in Zukunft auch mit Gewinnen aus 
Aktiengeschäften stabilisieren. 10 
Milliarden Euro aus dem Bundes-
haushalt will er für die sogenannte 
Aktienrente zukünftig in einen noch 
zu schaffenden Fonds überweisen. 
Auch die Verwendung von Versi-
chertenbeiträgen ist für Lindner da-
bei kein Tabu. Nach derzeitigen 
Schätzungen wird der Rentenbeitrag 
– paritätisch finanziert von Beitrags-
zahlenden und Arbeitgebern – Ende 
der 2030er Jahre bei 21,3 Prozent 
liegen, also 2,7 Prozentpunkte hö-
her als heute. Langfristig will Lind-
ner den von ihm geplanten Fonds 
mit einem dreistelligen Milliarden-
betrag ausstatten, denn der Finanz-
bedarf eines solchen Fonds ist riesig. 
Linder spricht vom „Generationen-
kapital“. Ein nettes Wort für gewalti-
ge Summen. ver.di-Rentenexpertin 
Judith Kerschbaumer rechnet vor, 
dass man zur Finanzierung allein ei-
nes Rentenpunktes derzeit einen 
Gewinn von gut 17 Milliarden Euro 
pro Jahr bräuchte. Bei einer sehr op-
timistischen Rendite von 8  Prozent 
jährlich wäre dazu ein Kapital von 
212,5 Milliarden Euro nötig.

ver.di lehnt Lindners Vorhaben 
entschieden ab. „Der Finanzminis-
ter setzt auf Zockerei mit den Bei-
trägen der Versicherten im großen 
Casino des Kapitalismus. Die Regie-
rungskoalition wäre gut beraten, 
diesen Plänen so schnell wie mög-
lich einen Riegel vorzuschieben“, 
sagt der ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke. Rentenpolitik dürfe gerne 

konservativ sein: Sie müsse lang-
fristig Sicherheit schaffen und den 
Menschen ein auskömmliches Le-
ben im Ruhestand ermöglichen. Die 
Lindner-Pläne seien das Gegenteil 
davon. So hat etwa der norwe-
gische Staatsfonds 2022 einen Re-
kordverlust von umgerechnet 152 
Milliarden Euro gemacht. Als Grün-
de werden die Folgen des Krieges, 
die Inflation und steigende Zins-
sätze genannt.

„Wie unsicher die Entwicklung 
auf den Finanzmärkten sein kann, 
hat sich mehrfach in den letzten 
Jahren gezeigt. Die umlagefinan-
zierte Rente hat sich bewährt – hat 
Krisen und Kriege überstanden. Sie 
gilt es zu stärken und zu einer Ren-
tenversicherung aller Bürgerinnen 
und Bürger weiterzuentwickeln“, 
fordert Werneke. 

Um höhere Rentenzahlungen zu er-
reichen, setzt ver.di vor allem auch 
auf die Betriebsrente. Sie müsse 
deutlich ausgebaut werden, fordert 
Judith Kerschbaumer. Derzeit haben 
nur 56 Prozent der Beschäftigten An-
wartschaften – vornehmlich die, die 
in großen Betrieben arbeiten. Insbe-
sondere für Frauen, die häufig in 
kleineren Betrieben arbeiten, und für 
Beschäftigte im Niedriglohn würde 
eine Betriebsrente einen echten Bei-
trag gegen Altersarmut leisten – fi-
nanziert mit einem spürbaren Bei-
trag der Arbeitgeber, die aufgrund 
des Fachkräftemangels häufig bereit 
sind, die Beiträge zur Betriebsrente 
zu finanzieren. Gemeinsam mit Min-
destsicherungselementen wäre dann 
nach einem langen Arbeitsleben ein 
ausreichend finanzierter Ruhestand 
möglich.   Heike Langenberg
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U M G E S T E L L T . . .

…haben wir den News-
letter, mit dem wir per 
E-Mail bisher 18 Mal im 
Jahr darüber informiert 
haben, dass das PDF ei-
ner neuen Ausgabe der 
ver.di news online steht. 
Wer sich dafür eingetra-
gen hat, bekam in der 
Regel mindestens einen 
Tag vor der geplanten 
Postzustellung diese In-
formation. Viele unserer 
Abonnent*innen verzich-
ten dafür auf den Bezug 
der gedruckten Ausgabe. 
In Zukunft wird der 
Newsletter ausgeweitet. 
Er informiert weiter über 
das Erscheinen einer neu-
en Ausgabe der ver.di 
news, aber auch darüber, 
wenn die aktuelle ver.di 
publik online steht oder 
Neues zu weiteren The-
men, die die Organisation 
gerade bewegen. Die 
gedruckte news-Ausgabe 
erscheint natürlich wei-
terhin.
 

 

Karrieren
 
„Ich liege unter meiner 
Karriereleiter! Ich 
wollte hoch, aber ich 
schaff’s gerade nicht.“ 

Schauspielerin  
Emma Rönnebeck  
im  Theaterstück 
„IN:KON:SIS:TEN:ZEN“  
im Berliner TD

https://news.verdi.de
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„Auf, auf zum Streikjahr“, heißt es in 
der Wochenzeitung Der Freitag am 
26. Januar. Die Deutsche Post probe 
den Aufstand und zeige, wie Ar-
beitskampf ginge, ist weiter zu le-
sen und, dass die anderen Branchen 
es der Post gleichtun sollten. „Das 
Jahr 2023 könnte [...] als Streikjahr 
in die Annalen eingehen in Deutsch-
land“, verheißt Der Freitag. Be-
kanntermaßen kommen Streiks 
nicht bei allen gut an, auch nicht bei 
allen Medien. Die BILD Hamburg 
wettert am 2. Februar über den 
Streik bei der Hamburger Hoch-
bahn: „Verdis Raffsucht legt UNS 
lahm“. Und weiter: „Es ist mies und 
maßlos, wenn ein Arbeitskampf mit 
völlig überzogenen Forderungen 
eine komplette Stadt lahmlegt.“ Op-
fer seien schließlich die, die den La-
den am Laufen hielten: „z. B. Ver-
käuferinnen, Hafenarbeiter, Kran-
kenschwestern, Supermarktange-
stellte. Menschen, die meist nicht 
üppig verdienen, oft in Randbezir-

ken wohnen, auf die Hochbahn an-
gewiesen sind.“ Die spanne ver.di 
„vor den Gier-Karren, um in ange-
spannten Zeiten völlig unrealisti-
sche 600 (!) Euro pro Nase und Mo-
nat mehr zu fordern“.

Unten im Süden sagt am selben 
Tag in den Nürnberger Nachrich-
ten Katharina Lorenz, Betriebsrats-
chefin der Galeria-Filiale im Nürn-
berger Frankencenter: „Schauen wir 
mal, was jetzt kommt.“ Dass das 
Amtsgericht Essen grünes Licht für 
das Galeria-Insolvenzverfahren in 
Eigenverwaltung gegeben hat, habe 
bei ihr „nicht zu befreitem Aufatmen 
geführt“. So geht es auch ihrem Kol-
legen Thomas Vieweg, Betriebsrats-
chef der Galeria-Filiale an der Nürn-
berger Lorenzkirche. Er fragt sich: 
„Wo ist das Zukunftskonzept? Bisher 
sehe ich nur Einsparungen.“ Vor al-
lem sei für ihn ein ganz zentraler 
Punkt nach wie vor offen: „Welche 
Filialen stehen schon auf der Schlie-
ßungsliste, welche kommen noch 

darauf?“ Die Nürnberger Nach-
richten kommen zu dem Schluss: 
„Der Warenhaus-Krimi geht weiter.“

DIE WELT behauptet ebenfalls 
am 2.02.2023: „Der Post droht ein 
langer Streik“ und macht das unter 
anderem an der in der Woche er-
schienenen neuen „Sonderpost-
wertzeichen-Serie“ aus. Die Serie 
„Beliebte Haustiere“ startet mit 
dem Bild einer Katze. Laut WELT 
schreibt die Deutsche Post dazu: 
„Mit etwa 16,7 Millionen Exempla-
ren stehen die Stubentiger hierzu-
lande unangefochten auf Platz eins 
der Beliebtheitsskala.“ DIE WELT 
befürchtet nun, Briefe mit dem Kat-
zen-Porto könnten in einigen Teilen 
Deutschlands erst später als ge-
wohnt im Briefkasten der Empfän-
ger landen. Schließlich stünden „die 
Zeichen im Postkonzern derzeit auf 
Sturm“, weil schon Zehntausende 
Beschäftigte streikten. Stubentiger 
im Sturm – wenn das nicht in die 
Annalen eingeht.  Petra Welzel

D I E  P R E S S E - S H O W  ....................................................................................................................

 Winter des Unmuts
GROSSBRITANNIEN – Einer der größten Streiks seit Jahrzehnten 

(red.) Am 1. Februar hatte der briti-
sche Gewerkschaftsbund TUC zu ei-
nem landesweiten Protesttag auf-
gerufen, um „eine fundamentale 
britische Freiheit zu verteidigen“ – 
das Streikrecht. Nach Schätzungen 
haben eine halbe Million Beschäf-
tigte verschiedener Branchen die 
Arbeit niedergelegt. Sie demons-
trierten für deutliche Lohnsteige-
rungen, bessere Arbeitsbedingun-
gen – und für das Recht, weiterhin 
streiken zu können. Es ist einer der 
größten Streiks seit Jahrzehnten in 
Großbritannien und einer der Höhe-
punkte des „Winters des Unmuts" 

Aber auch schon einen Tag vorher 
und auch in der Woche danach wer-
den in England hunderttausende Be-

schäftigte streiken, damit ihnen das 
Recht auf Streik nicht genommen 
wird. Für den 31. Januar hatte der 
Europäische Gewerkschaftsverband 
für den Öffentlichen Dienst (EPSU) 
vor allem Demonstrationen und 
Streiks im Gesundheitswesen ange-
kündigt. Nach den Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst, in den Sozial- 
und Erziehungsdiensten am 1. Fe-
bruar folgten am 3. Februar die Leh-
rer*innen, am 6. und 7. Februar Pfle-
gekräfte und Rettungsdienste mit 
weiteren Streiks. Bereits am 16. Janu-
ar hatte die RMT vor den Toren der 
Londoner Downing Street, dem briti-
schen Regierungssitz, demonstriert.

Der Hintergrund: Weil in Großbri-
tannien immer mehr Beschäftigte 

gegen Niedriglöhne und unzumut-
bare Arbeitsbedingungen streiken, 
plant die dortige Regierung neue 
gesetzliche Angriffe auf das Streik-
recht. Der Gesetzentwurf „Minimum 
Services Bill“ wurde ursprünglich 
als Mittel zur Bekämpfung von Ei-
senbahnerstreiks von der britischen 
Regierung im Unterhaus einge-
bracht. Ende Januar hat das Unter-
haus dem Gesetz in dritter Lesung 
zugestimmt. Es muss jetzt noch das 
Oberhaus passieren. Nach verschie-
denen Medienberichten sind dort 
Widerstände zu erwarten. Die euro-
päischen Gewerkschaften und ihre 
Verbände zeigten sich solidarisch 
mit den britischen Kolleg*innen 
(ver.di news berichtete).

Eine Erfahrung  
fürs Leben

(pewe) Das Bild vom 
Platz vor dem Roten 
Rathaus in Berlin prägt 
sich ein. Hunderte Be-
schäftigte der Charité 
und des Klinikkonzerns 
Vivantes stellten dort 
am 12. Mai 2021 ein 
Ultimatum: 100 Tage 
bekamen ihre Arbeitge-
ber Zeit, um sich mit 
ihnen, den Beschäftig-
ten, an einen Tisch zu 
setzen und endlich ei-
nen Tarifvertrag zu ihrer 
Entlastung aufzusetzen, 
der sie auch wirklich 
entlastet. Am Ende wa-
ren sie erfolgreich und 
schrieben in der bun-
desweiten Krankenhaus-
welt Geschichte. Ihre 
eigene Geschichte 
 haben sie jetzt in einem 
kleinen, lesenswerten 
Buch dokumentiert: Wie 
alles begann, welche 
Hürden zu nehmen wa-
ren und warum der 
Kampf nicht aufhört. Es 
kommen noch einmal 
viele Stimmen unter 
ihnen zu Wort. So er-
zählt Aicheh El-Khatib, 
wie sie als Hebammen 
zusammengehalten ha-
ben. Und Konstanze 
König, die gerade erst 
mit ihrer Ausbildung zur 
Pflegekraft begonnen 
hatte, sagt: „Die ganze 
Bewegung war einfach 
eine Erfahrung fürs Le-
ben.“ Wie es nun wei-
tergeht, auch das ist in 
dieser kleinen, aber fei-
nen Dokumentation 
nachzulesen.

S. HABEKOST/D. LÜTZKEN-
DORF/S. PLASCHKE- 
JANDKE/M.-L. SKLENAR 
(HRSG.): GEBRAUCHT 
UND BEKLATSCHT –  
ABER BESTIMMT NICHT 
WEITER SO!,  
VSA-VERLAG, HAMBURG, 
108 SEITEN, 10 EURO,  
ISBN 9783964881397

L E S E T I P P

 Rente mit 64
FRANKREICH – Weitere Streiks und Demonstrationen drohen

(red.) Die französische Regierung 
plant, das Renteneintrittsalter von 
derzeit 62 Jahren bis 2030 auf 64 
Jahre anzuheben. Wegen dieser 
Pläne ist es in Frankreich zu Streiks 
und Demonstrationen gekommen. 

Ende Januar waren bei landeswei-
ten Protesten gut eine Million Men-
schen auf die Straße gegangen. 
Mittlerweile ist die Regierung wohl 
bereit, Ausnahmen für langjährige 
Versicherte zu machen, sie sollen 

mit 63 Jahren in Rente gehen kön-
nen. Das hatten die konservativen 
Republikaner gefordert. Die Protes-
te sollen jedoch weitergehen, die 
Gewerkschaften haben sich teils für 
längere Streiks ausgesprochen. 
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 Ein deutliches Plus 
MINDESTLOHN – Knapp sieben Millionen Menschen haben profitiert

(pm) Von der Erhöhung des gesetz-
lichen Mindestlohns zum 1. Okto-
ber 2022 haben knapp sieben Mil-
lionen Menschen profitiert. Sie be-
kommen jetzt 12 Euro pro Stunde. 
Die befürchteten Arbeitszeitverkür-
zungen seien ausgeblieben, so dass 
diese Menschen tatsächlich mehr 
Geld im Portemonnaie haben. Das 
ergibt sich aus einer Studie des 
Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung. 

Studienautor Toralf Pusch kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Erhöhung 
der Lohnuntergrenze bei sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten 

durchschnittlich ein Plus von mehr 
als 100 Euro im Monat gebracht 
hat. Knapp 20 Prozent der Befrag-
ten gaben an, dass sie jetzt ein Plus 
von mehr als 200 Euro monatlich 
haben. Bei Minijobbenden mit ver-
gleichsweise geringer Stundenzahl 
war der Zuwachs niedriger.

Alles in allem sei davon auszuge-
hen, dass Millionen Geringverdie-
nende dank der Anhebung mehr 
Geld zur Verfügung haben. „Der 
Mindestlohn kann daher neben den 
positiven Einkommenseffekten auch 
einen Beitrag zur Stabilisierung des 
Konsums in einer wirtschaftlich fra-
gilen Zeit leisten“, so der WSI-Ar-

beitsmarktexperte. Acht Prozent der 
Befragten gaben jedoch an, dass sie 
aus ihrem persönlichen Umfeld Fäl-
le kennen, in denen der Mindest-
lohn nicht eingehalten wird. „Min-
destlohnumgehungen sind also of-
fensichtlich weiterhin ein Problem, 
dem die Behörden durch bessere 
Kontrollen nachgehen müssen“, 
sagt Pusch laut einer Pressemittei-
lung der Hans-Böckler-Stiftung. 

Bis Ende Juni dieses Jahres wird 
die Mindestlohnkommission ihre 
Empfehlung abgeben, wie sich der 
Mindestlohn im kommenden Jahr 
weiter entwickeln soll.
kurzelinks.de/aqbf

 Systematisch unterlaufen
PSYCHIATRISCHE EINRICHTUNGEN – Bestehende Personalvorgaben verbindlich machen

(pm) Angesichts neuer Belege für 
die schlechte Personalausstattung 
in psychiatrischen Einrichtungen 
bekräftigt ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Sylvia Bühler die Forde-
rung, die bestehenden Personal-
vorgaben endlich verbindlich zu 
machen. „Die vom Institut für Qua-
litätssicherung und Transparenz im 
Gesundheitswesen (IQTIG) vorge-
legten Zahlen bestätigten die Aus-

sagen unserer Mitglieder aus den 
psychiatrischen Kliniken, dass die 
Personalvorgaben systematisch 
unterlaufen werden“, so Bühler. 
Die aktuellen Ergebnisse seien 
aber nicht überraschend, eine 
ver.di-Erhebung hatte bereits im 
Sommer vergangenen Jahres erge-
ben, dass die Vorgaben der Richt-
linie „Personalausstattung Psychi-
atrie und Psychosomatik“ (PPP-RL) 

nur zu durchschnittlich 78 Prozent 
erfüllt werden. Völlig unverständ-
lich sei vor diesem Hintergrund, 
dass Krankenkassen und Kliniken 
im Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (G-BA) beschlossen haben, 
Verstöße gegen die PPP-RL erst ab 
2024 zu sanktionieren, sagte die 
Gewerkschafterin. Voll umgesetzt 
werden muss die Richtlinie dem-
nach erst 2026.

 Lohnlücke zwischen den Geschlechtern
GENDER PAY GAP – Bei gleicher Qualifikation beträgt der Unterschied 7 Prozent

(pm) Im vergangenen Jahr haben 
Frauen in Deutschland im Durch-
schnitt pro Stunde rund 18 Prozent 
weniger verdient als Männer. 
 Berücksichtigt man vergleichbare 
Qualifikationen, Tätigkeiten und Er-
werbsbiografien, liegt der Lohn-
unterschied zwischen Männern und 
Frauen bei 7 Prozent. Das hat das 
Statistische Bundesamt ermittelt. 
Da eine andere Datenquelle ver-

wendet und die Methodik verändert 
wurde, lassen die Ergebnisse keine 
exakten Rückschlüsse im Vergleich 
mit den Vorjahren zu.

Nach wie vor deutlich ist der Un-
terschied zwischen West- und Ost-
deutschland. Im Osten verdienen 
Frauen im Durchschnitt 7 Prozent 
weniger in der Stunde als Männer, 
im Westen sind es 19 Prozent. Erst-
mals hat das Statistische Bundes-

amt die Gründe für diese ge-
schlechtsabhängige Verdienstlücke 
(Gender Pay Gap) untersucht. Sie ist 
darauf zurückzuführen, dass Frauen 
häufiger als Männer „in Branchen, 
Berufen und Anforderungsniveaus 
arbeiten, in denen schlechter be-
zahlt wird“. Zum anderen arbeite-
ten Frauen häufiger in Teilzeit, was 
einen geringeren durchschnittlichen 
Bruttoverdienst mit sich bringt. 

Mehr  
Teilhabe
Die Erhöhung des gesetz-
lichen Mindestlohns auf 
12 Euro ist ein weiterer, 
riesiger Erfolg, den sich 
ver.di ins Logbuch schrei-
ben kann. Auch deshalb, 
weil sich die Schwarz-
malerei der Wirtschaft, 
die mit jeder Erhöhung 
des Mindestlohns das Aus 
für etliche Unternehmen 
und den massiven Verlust 
von Arbeitsplätzen ver-
kündet, bisher als Trug-
bild erwiesen hat. Zuletzt 
zeigte das eine Studie des 
Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung im 
Auftrag der Mindestlohn-
kommission von 2022. 
Laut der Untersuchung 
sind durch den Mindest-
lohn manche Branchen 
sogar produktiver gewor-
den. Tatsächlich haben 
die Einführung des Min-
destlohns 2015 und die 
folgenden Erhöhungen 
kaum zum Verschwinden 
von Unternehmen ge-
führt. Mit den durch-
schnittlich über 100 Euro 
mehr im Monat hätten 
die Beschäftigten in den 
Niedriglohnbranchen 
ohne die enorme Inflation 
ein wenig Luft und mehr 
Möglichkeiten der Teilha-
be gehabt. Ein Grund 
mehr, auch bei der kom-
menden Erhöhung des 
Mindestlohns nicht zu 
kleckern, sondern zu klot-
zen.

K O M M E N T A R

PETRA WELZEL IST DIE 
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VER.DI-ZENTRALREDAKTION

I M P R E S S U M  .......................................................................................................................................................

ver.di news
ERSCHEINT 18 MAL PRO JAHR
HERAUSGEBER:
VEREINTE DIENSTLEISTUNGS GEWERKSCHAFT VER.DI, 
FRANK WERNEKE, VORSITZENDER
CHEFREDAKTION:
PETRA WELZEL

REDAKTION: HEIKE LANGENBERG  
(VERANT WORTLICH), MARION LÜHRING,  
RITA SCHUHMACHER  
MITARBEIT: ANKE GEORGE-STENGER 
VERLAG, LAYOUT UND DRUCK:  
DATAGRAPHIS, WIESBADEN
INFOGRAFIK: KLAUS NIESEN
CARTOON: NELCARTOONS.DE

ADRESSE: REDAKTION VER.DI NEWS,  
PAULA-THIEDE-UFER 10, 10179 BERLIN, 
TEL.: 030 / 69 56 1069, FAX: 030 / 69 56 3012
VERDI-NEWS@VERDI.DE, NEWS.VERDI.DE
HINWEIS: DIE AUSGABE 3 ERSCHEINT  
AM 4. MÄRZ 2023

verdi.de

https://kurzelinks.de/aqbf
https://nelcartoons.de
Mailto:verdi-news@verdi.de
https://news.verdi.de


4 ver.di news 2 · 11. Februar 2023  .....................................................................................................................

A
N

ZEIG
E

T A R I F  &  B E T R I E B

M
it  »D

er Personalrat«, der Fachzeitschrift 
für Personalrecht im

 Ö
ff entlichen D

ienst.

M
ITB

ESTIM
M

U
N

G
 

EIN
E STIM

M
E G

EB
EN

. Jetzt 2 A
usgaben gratis testen: w

w
w

.derpersonalrat.de/verdi

Zw
ei

A
usgaben
gratis 

testen!

Ihre V
orteile auf einem

 B
lick:

– 11 gedruckte A
usgaben im

 Jahr
– regelm

äßige N
ew

sletter
– O

nline-D
atenbank m

it 3 Zugängen
–  ePaper, barrierefrei 

durch  Vorlesefunktion

220116_Ztr-AZ_PER
_2022_297x46_sw

_01.indd   1
220116_Ztr-AZ_PER

_2022_297x46_sw
_01.indd   1

19.09.22   13:04
19.09.22   13:04

T A R I F L I C H E S  ....................................................................................................................................

 Neue Zeitfenster geschaffen
MALTA AIR – Betriebsratswahlen zum zweiten Mal vor Gericht gestoppt

(ml) Wieder durften die Beschäftig-
ten bei Malta Air keinen Wahlvor-
stand wählen. Der aber ist nötig, 
um Betriebsratswahlen in die 
Wege zu leiten. Damit ist jetzt der 
zweite Anlauf gescheitert, zu dem 
die Belegschaft im Januar 2023 mit 
Unterstützung von ver.di eingela-
den worden war. Auch dieses Mal 
ging Malta Air juristisch dagegen 
vor und hatte in letzter Minute er-
neut Erfolg vor Gericht. 

Neue Zeitfenster

Die Beschäftigten brauchen jetzt 
Durchhaltevermögen. Denn sie 
müssen auch noch einen dritten 
Anlauf nehmen, da die Gerichte er-
neut die Bedenken von Malta Air 
akzeptiert haben. Wieder begrün-
dete Malta Air, den Betrieb nicht 
so kurzfristig umorganisieren zu 
können – obwohl die Einladung 14 
Tage vor dem Termin verschickt 

worden war. „Das Bundesarbeits-
gericht hat aber bisher nicht mehr 
als 14 Tage für notwendig befun-
den“, erläutert Antje Dieterich. 
Hier würden also neue Zeitfenster 
geschaffen. Dabei sollte die Zeit-
spanne die Erreichbarkeit der Be-
schäftigten sicherstellen, nicht die 
Wünsche der Arbeitgeber.

Die „Lex Ryanair“

Malta Air ist ein Tochterunterneh-
men der Ryanair Group. Der irische 
Billigflieger ist für seine Gewerk-
schaftsfeindlichkeit bekannt. Be-
reits 2018 hatten Protestaktionen 
bei Ryanair unter anderem dazu 
geführt, dass das Betriebsverfas-
sungsgesetz geändert wurde. Seit-
her ist es Flugbetrieben überhaupt 
erst möglich, klassische Betriebs-
räte zu gründen. Malta Air hat es 
nun trotz „Lex Ryanair“ geschafft, 
zweimal den Wahlvorgang zu stop-

pen. Die Beschäftigten werden 
aber weiterhin mit Hilfe von ver.di 
für einen Betriebsrat kämpfen.

Weiter ungeklärt ist die Frage, 
ob es sich bei Malta Air um einen 
Betrieb handelt. Die Fluggesell-
schaft verneint das. „Malta Air 
dreht sich die Dinge so hin, wie es 
der Fluggesellschaft finanzielle 
Vorteile bringt“, kritisiert Gewerk-
schafterin Dieterich. Malta Air 
habe für die Anerkennung des Be-
triebes in Deutschland gekämpft, 
als es um Anträge für Kurzarbeit 
ging und der Staat mit Geld in die 
Bresche springen sollte. Doch als 
die Beschäftigten erstmals im letz-
ten Jahr ihr Mitspracherecht ein-
forderten, setzten sich die Arbeit-
geber für das Gegenteil ein. Die 
Frage, was ein Betrieb ist, wird 
künftig auch noch andere Unter-
nehmen betreffen und vermutlich 
erst vor dem Bundesarbeitsgericht 
entschieden.

BAYERISCHE SPIELBANKEN – 
(pm) Nach drei Verhandlungsrun-
den konnte ver.di zahlreiche Verbes-
serungen im Tarifvertrag für die 
bayerischen Spielbanken erzielen. 
Unter anderem werden die Gehälter 
um jeweils 5 Prozent rückwirkend 
zum 1. Januar 2023 und zum 1. Ja-
nuar 2024 erhöht. Haustechni-
ker*innen bekommen monatlich 
200 Euro mehr ab 1. Januar 2023. 
Im März 2023 werden 1000 Euro 
Energiegeld ausgezahlt, im Dezem-
ber 2023 weitere 500 Euro. Außer-
dem konnten geplante Einschnitte 
in die Arbeitszeit und die neue 
Funktion des Automaten-Kassierers 
verhindert werden.

UCI MULTIPLEX GMBH – (pm) Im 
Rahmen der bundesweiten Tarifver-
handlungen für die Beschäftigten 
der UCI-Kinos ist es Ende Januar an 
vier Standorten zu ersten Warn-
streiks gekommen. „Wir wollen wei-
tere Reallohnverluste in der Krise 
vermeiden und fordern ein Ein-
stiegsgehalt von 13,50 Euro pro 
Stunde“, begründet ver.di-Verhand-
lungsführerin Martha Richards die 
Warnstreiks. Die Einstiegslöhne bei 
UCI bildeten derzeit lediglich den 

Mindestlohn ab, selbst nach 20 Jah-
ren Betriebszugehörigkeit verdie-
nen Servicebeschäftigte derzeit nur 
12,44 Euro pro Stunde.

HELIOS – (pm) 21 000 Beschäftigte 
arbeiten in den 35 Helios-Kliniken, 
die vom Konzerntarifvertrag erfasst 
werden. Für sie fordert ver.di 10,5 
Prozent mehr Lohn und Gehalt, 
mindestens aber 500 Euro pro Mo-
nat. Azubis sollen ein Plus von 200 
Euro bekommen. Der Klinikbetrei-
ber zeigt sich bislang aber nicht be-
reit, die Inflation auszugleichen. Die 
Verhandlungen sollen Ende Februar 
fortgesetzt werden.

STATIONIERUNGSSTREITKRÄFTE 
– (red.) Mit einem aus ver.di-Sicht 
unzureichenden Angebot starteten 
die Arbeitgeber im Januar in die 
zweite Runde der Tarifverhandlun-
gen für die Beschäftigten bei 
den Stationierungsstreitkräften. Im 
Laufe der Verhandlungen erhöhten 
sie es zwar noch, aber auch das 
reicht der Tarifkommission nicht. 
Die dann angebotene Tabellen-
erhöhung von 4,1 Prozent zum 
1. Januar 2023 bedeutet nicht nur 
Nullmonate, sondern in den un-

tersten Entgeltgruppen nur 82,16 
Euro brutto mehr im Monat. Die 
angebotene Erhöhung macht für 
Azubis zwischen 32,55 und 43,31 
Euro aus. Die angebotene Infla-
tionsprämie von 1500 Euro bewer-
tete die Tarifkommission als Geste, 
die aber nicht nachhaltig sei. Das 
Gegenangebot von ver.di lautet: 
8  Prozent Tabellenerhöhung ab 
1. November 2022, 150 Euro mehr 
Auszubildendenvergütung bei ei-
ner Laufzeit von 12 Monaten bis 
31. Oktober 2023 und 2500 Euro 
Inflationsprämie. Bis zur 3.  Ver-
handlungsrunde soll jetzt mit 
Warnstreiks und Aktionen weiter 
Druck aufgebaut werden.

DEUTSCHE POST AG – (red.) Am 8. 
und 9. Februar, nach Druckbeginn 
dieser Ausgabe der ver.di news, ist 
die dritte Runde der Tarifverhandlun-
gen für die Beschäftigten der Deut-
schen Post AG gestartet. Der Arbeit-
geber hat in der zweiten Runde im-
mer noch kein Angebot vorgelegt, so 
dass die Beschäftigten mit bundes-
weiten Warnstreiks und Aktionen 
den Druck erhöht haben. Aktuelle 
Infos zu den Verhandlungen unter  
psl.verdi.de/tarifrunde2023

https://psl.verdi.de/tarifrunde2023
https://www.derpersonalrat.de/verdi
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Kampf um  
die Zukunft
Wir kämpfen derzeit um 
jeden Arbeitsplatz und um 
den Erhalt von Galeria-
Standorten, denn es geht 
um viel: Es geht um zig-
tausende Arbeitsplätze 
und damit um die Men-
schen bei Galeria, und es 
geht zugleich um die Zu-
kunft der Innenstädte und 
den Kampf gegen deren 
Verödung. Dafür sind die 
Warenhäuser elementar. 
Notwendig sind nun ein 
tragfähiges Zukunftskon-
zept und entsprechende 
Investitionen. Es kommt 
jetzt also vor allem darauf 
an, dass auch der Investor 
selbst, René Benko, Ver-
antwortung übernimmt 
für die Zukunft der Wa-
renhäuser, für die Zukunft 
der Arbeitsplätze und da-
mit für die Menschen bei 
Galeria. Wir kämpfen mit 
den Beschäftigten für ein 
tragfähiges Zukunftskon-
zept eines digital-statio-
nären Warenhauses und 
um die Arbeitsplätze der 
Zukunft. Denn kompeten-
te Beschäftigte – und das 
sind die Beschäftigten bei 
Galeria – die müssen drin-
gend gehalten und ent-
sprechend bezahlt wer-
den, um ein digital-sta-
tionäres Warenhaus mit 
gutem Service und guter 
Beratung zum Leben zu 
erwecken. Wichtig dafür 
wird sein, ob René Benko 
genug Investitionen in die 
Realisierung eines digital-
stationären Warenhauses 
steckt, damit Galeria mit 
seinen Beschäftigten eine 
gute Zukunft bekommt.

S T A T E M E N T

STEFANIE NUTZENBERGER 
IST MITGLIED DES VER.DI- 
BUNDESVORSTANDS

 Warenhäuser modernisieren
GALERIA KARSTADT KAUFHOF – Details zu geplanten Filialschließungen frühestens im März

(gg) Am 1. Februar wurde das Insol-
venzverfahren in Eigenregie für Gale-
ria Karstadt Kaufhof (GKK) eröffnet. 
Klarheit über die Zukunft bekommen 
die Beschäftigten damit vorerst noch 
nicht. In einer Mitteilung der Ge-
schäftsführung an die Mitarbei-
ter*innen heißt es, man wolle frühes-
tens im März Details zu geplanten 
Filialschließungen nennen. 

Seit die GKK-Geschäftsleitung 
zum zweiten Mal innerhalb von 
nicht einmal drei Jahren ein Schutz-
schirmverfahren beantragt hatte, 
war über Schließungen und massi-
ven Stellenabbau spekuliert wor-
den. ver.di hatte von Anfang an 
deutlich gemacht, dass der GKK-Ei-
gentümer, die Signa-Holding des 
österreichischen Immobilieninves-
tors René Benko, materiell für die 
nötige Sanierung aufkommen solle, 
nachdem die Beschäftigten in den 

zurückliegenden Jahren immer wie-
der auf Entgeltbestandteile verzich-
tet und damit längst erhebliche Bei-
träge für die Sicherung des Unter-
nehmens beigesteuert hätten.

Ende Januar sickerten andere De-
tails des Insolvenzplans durch: So 
berichtete die Lebensmittelzeitung, 
dass die GKK-Gläubiger, etwa Liefe-
ranten und Vermieter, mit rund 50 
Millionen Euro abgefunden werden 
sollen. Ein Insider berichtete außer-
dem über das mutmaßliche Aus der 
früheren Kaufhof-Zentrale in Köln. 
Insgesamt arbeiten rund 1200 
Menschen in den Hauptverwaltun-
gen. Neben der Schließung des Köl-
ner Standortes soll es auch in die-
sem Bereich laut Lebensmittelzei-
tung „harte Einschnitte“ geben. 
Eine Halbierung des Personalbe-
standes habe Sachwalter Geiwitz 
als „zu hoch gegriffen“ bezeichnet.

Für einen Teil des Filialnetzes könn-
te es eine Zukunft geben. So be-
wirbt sich nach Informationen der 
Westdeutschen Allgemeinen Zei-
tung Friedrich-Wilhelm Göbel, der 
Betreiber der erst seit einem guten 
Jahr bestehenden Dortmunder Mo-
dekette „Aachener“ und frühere Ge-
schäftsführer der Textilkette Sinn-
Leffers, um 20 kleinere GKK-Stand-
orte. Daneben soll es weitere Bieter 
geben, die sich für die Übernahme 
einiger Filialen interessieren. Zuvor 
stehen jedoch die Verhandlungen 
mit den Immobilienbesitzern an, die 
vermutlich mit ihren Mietforderun-
gen heruntergehen müssen, um die 
Warenhausstandorte zu halten. Aus 
ver.di-Sicht sollte nun vor allem in 
die Modernisierung der Warenhäu-
ser und die bessere Vernetzung des 
Onlinegeschäfts mit dem stationä-
ren Handel investiert werden.

Stabile Wahlbeteiligung über 70 Prozent
BETRIEBSRÄTE – Auswertung der Wahlen vom Frühjahr 2022 vorgelegt

(red.) Im Frühjahr 2022 wurden tur-
nusgemäß neue Betriebsräte ge-
wählt. Dazu hat das Institut für Mit-
bestimmung und Unternehmens-
führung (IMU) der Hans-Böckler-
Stiftung Ende vergangenen Jahres 
eine Auswertung vorgelegt. Insge-
samt waren es 19 128 Betriebe mit 
mehr als 6,6 Millionen Beschäftig-
ten und rund 134 000 Mandaten.

Die Wahlbeteiligung lag trotz der 
durch die Corona-Pandemie er-
schwerten Wahlbedingungen bei 
71,9 Prozent. Das ist im Vergleich 
zu 2018 ein Rückgang um 4,1 Pro-

zent, aber immer noch ein Wert, der 
stabil über 70 Prozent liegt. Je klei-
ner der Betrieb, desto höher die 
Wahlbeteiligung. Dort, wo mehr als 
1000 Menschen arbeiten, gingen 
nur 52,7 Prozent der Wahlberech-
tigten zur Abstimmung.

Das vereinfachte Wahlverfahren 
wurde in 44 Prozent aller Betriebe 
angewendet, das ist ein Plus von 
9,1 Prozentpunkten. Insbesondere 
in Betrieben mit 51 bis 100 Wahl-
berechtigten hat die Anwendung 
dieses Verfahrens stark zugenom-
men. 8,3 Prozent aller gewählten 

Betriebsräte sind übrigens Neu-
gründungen. Insgesamt sind 37,9 
Prozent der gewählten Betriebsrats-
mitglieder neu in ihrem Amt.

Im Vergleich der Betriebsräte aller 
beteiligten DGB-Gewerkschaften 
liegt ver.di in Sachen Beteiligung 
von Frauen klar vorn. 

FOKKO MISTEREK: GESAMTAUSWER-
TUNG BETRIEBSRATSWAHLEN 2022, 
INSTITUT FÜR MITBESTIMMUNG UND 
UNTERNEHMENSFÜHRUNG DER 
HANS-BÖCKLER-STIFTUNG. DOWNLOAD 
UNTER KURZELINKS.DE/3d3w

Frauen im Betriebsrat

QUELLE: INSTITUT FÜR MITBESTIMMUNG UND UNTERNEHMENSFÜHRUNG DER HANS-BÖCKLER-STIFTUNG

VER.DI NGG IGBCE EVG IGM VER.DI IGBCE EVG IGM VER.DI IGBCE EVG IGMIGBAU

Anteile an BR-Mandaten insgesamt BR-Vorsitz

insgesamt

30,2%
insgesamt

21,3%
insgesamt

25,4%

47,4%

28,6% 27,1%
23,3% 22,6%

39,8%

21,6%
17,8% 16,4%

45,8%

26,3%
24,2%

20,9%

35,9%

Stellvertretender BR-Vorsitz

https://kurzelinks.de/3d3w
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VERSICHERTER BETRIEBSWEG – 
(bsg) Ein ehrenamtlicher Vereins-
vorsitzender eines Ortsvereins des 
Deutschen Roten Kreuzes e. V. (DRK) 
ist bei der Teilnahme an einer Ver-
sammlung eines anderen DRK-Orts-
vereins unfallversichert. Das hat der 
2. Senat des Bundessozialgerichts 
entschieden. Geklagt hatte der eh-
renamtliche Vorsitzende eines DRK-
Ortsvereins. Gemeinsam mit fünf 

weiteren Mitgliedern war er im 
März 2017 zu der Generalversamm-
lung eines befreundeten Ortsvereins 
gefahren. Dabei verunglückte der 
Mannschaftsbus. Der Mann wurde 
schwer verletzt.  

Das Bundessozialgericht hat die 
Entscheidungen der Vorinstanzen 
bestätigt. Der Versicherungsschutz 
für Personen, die in Unternehmen 
bei Unglücksfällen unentgeltlich, 

insbesondere ehrenamtlich tätig 
sind, umfasst nicht nur Hilfetätig-
keiten, sondern auch sonstige Tätig-
keiten, die den Zwecken des Hilfs-
dienstes wesentlich dienen. Ausrei-
chend kann bereits der gegenseiti-
ge Austausch der Hilfeunternehmen 
untereinander sein. Damit wurde 
die Fahrt als versicherter Betriebs-
weg eingestuft.
Aktenzeichen B 2 U 14/20 R

A K T U E L L E S  U R T E I L  ........................................................................................................................

Hotel geschlossen – 
Geld zurück?

(bgh) Der Bundesge-
richtshof musste sich mit 
der Frage auseinander-
setzen, ob ein wegen 
Corona geschlossenes 
Hotel einen Reisemangel 
darstellt, der die Stornie-
rung einer Pauschalreise 
rechtfertigt. Geklagt hat-
te ein Familienvater, der 
mit seiner Familie im Juli 
2020 nach Mallorca flie-
gen wollte. Gebucht hat-
te er im Februar. Als An-
fang Juni absehbar war, 
dass die Familie nicht in 
dem gebuchten Hotel 
unterkommen konnte, 
sagte er die Reise ab 
und verlangte vom Ver-
anstalter die Anzahlung 
zurück. Er staunte nicht 
schlecht, als er statt der 
Rückbuchung eine wei-
tere Abbuchung auf sei-
nem Kreditkartenkonto 
feststellte. Damit hatte 
der Veranstalter die Stor-
nogebühren auf sein 
Konto gebucht. Der Bun-
desgerichtshof wollte in 
dem geschlossenen Ho-
tel keinen erheblichen 
Reisemangel sehen. Je 
nach Ersatzunterkunft 
hätte es höchstens zu 
einer Minderung des 
Reisepreises kommen 
können. Ob sich dadurch 
aber eine Beeinträchti-
gung der gesamten Rei-
se ergibt, vermochte der 
BGH nicht zu beurteilen 
– und verwies das Ver-
fahren an die Vorinstanz 
zurück. Das Landgericht 
muss jetzt genau diese 
Frage prüfen, was es 
zuvor unterlassen hatte. 
Es hatte den Rückzah-
lungsanspruch des Klä-
gers zunächst bejaht. 

Aktenzeichen 
X ZR 84/21
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Strafanzeige hat gewirkt
TWITTER – Unternehmen übermittelt Daten für die Wählerlisten

(red.) Einer Betriebsratswahl bei 
Twitter Germany steht nichts mehr 
im Wege. Der deutsche Ableger des 
US-amerikanischen Kurznachrich-
tendienstes hat Ende Dezember 
sämtliche Daten zur Durchführung 
der Wahl an den bereits gewählten 
Wahlvorstand übermittelt. Eine 
Wählerliste kann somit erstellt wer-
den. Die Twitter Germany GmbH hat 
zudem ihre vollständige Betriebs-
struktur offengelegt und angekün-
digt, sich nicht gegen die Betriebs-
ratswahl zu stellen. Für die Twitter-
Beschäftigten und ver.di ist das ein 
großer Erfolg.

Die einstweilige Verfügung, mit der 
der Wahlvorstand die fehlenden 
Daten gerichtlich einfordern wollte, 
ist damit ausgesetzt. Und auch die 
Einleitung einer Strafanzeige gegen 
die Twitter-Geschäftsführer wegen 
Behinderung der Betriebsratswahl 
hat ver.di vorläufig gestoppt. Wie 
und wann die Wahl stattfinden 
wird, muss noch geklärt werden, da 
die Beschäftigten von Twitter Ger-
many vielfach remote von vielen 
Orten in Deutschland aus arbeiten. 
Unabhängig von dieser neuen Ent-
wicklung laufen die Kündigungs-
schutzklagen der gekündigten Twit-

ter-Beschäftigten mit ver.di-Unter-
stützung weiter.

Twitter Germany hatte mehrere 
Fristen verstreichen lassen. Gleichzei-
tig hat ver.di Twitter mit einer Straf-
anzeige gedroht wegen Behinderung 
der Betriebsratswahl. Das hat ge-
wirkt. Nur einen Tag später hat ein 
von Twitter beauftragter Anwalt Da-
ten zur Erstellung der Wählerliste an 
den Wahlvorstand übermitteln las-
sen. Allerdings waren die Unterlagen 
für die Wählerliste noch unvollstän-
dig, sodass die Einleitung der Be-
triebsratswahl bei Twitter Germany 
noch nicht möglich gewesen ist.

 Kein Vorschuss
URTEIL – Gehaltskürzungen wegen vermeintlicher Minusstunden nicht möglich

Gerade bei niedrigen Verdiensten 
sollte das einmal vereinbarte Gehalt 
auch geschützt sein und nicht ge-
kürzt werden können aus Gründen, 
die Arbeitnehmer*innen nicht be-
einflussen können. Darauf weist die 
DGB-Rechtschutz GmbH hin. Das 
gehe nur, wenn dies konkret verein-
bart sei, so DGB-Rechtsschutzsekre-
tärin Birgit Hartmann. Sie begrüßte 
eine rechtskräftige Entscheidung 
des Arbeitsgerichts Siegen: „Es 
kommt immer wieder vor, dass 
Lohn  oder Gehalt nicht komplett 
abgerechnet, sondern mit Minus-
stunden verrechnet werden“, sagte 
sie. Insbesondere in Schlussabrech-
nungen sei dies der Fall. Aber selbst, 
wenn diese Minusstunden angefal-
len sind, ist nicht immer eine Ver-
rechnung  möglich. Hartmann rät, 
bei un klaren Abzügen die Abrech-
nungen vom gewerkschaftlichen 
Rechts schutz überprüfen zu lassen.

In dem Fall ging es um einen Kolle-
gen, mit dem in Teilzeit durch-
schnittlich 108 Stunden Arbeit mo-
natlich und eine monatliche Brutto-
vergütung vereinbart waren. Nach-
dem der Mann zehn Monate im 
Unternehmen gearbeitet hatte, 
wurden ihm für vermeintliche Mi-
nusstunden 270 Euro von seinem 
Gehalt abgezogen. 

Im Arbeitsvertrag findet sich fol-
gender Passus: „Plusstunden wer-
den einem Arbeitszeitkonto gutge-
schrieben und im Zeitraum vom 
1. Oktober bis 28. Februar des Fol-
gejahres durch Minusstunden abge-
baut.“ Weitere Regelungen zu einem 
Arbeitszeitkonto finden sich nicht. 
Auch einen Tarifvertrag mit entspre-
chenden Regelungen gab es nicht. 

Das Arbeitsgericht Siegen hat in 
seinem Urteil ausgeführt, dass ein 
Arbeitszeitkonto eingerichtet sein 
muss und es dafür einer entspre-

chenden Vereinbarung bedarf. Das 
Gericht hat das verstetigte Gehalt 
nicht als Vorschuss gewertet. Das 
könnte der Fall sein, wenn der 
Mann selbst entscheiden kann, ob 
er mit den Stunden ins Minus 
rutscht. Allerdings wurden hier die 
Arbeitnehmer*innen zur Arbeit vom 
Arbeitgeber eingeteilt. Das Risiko 
der Einsatzmöglichkeit bzw. des Ar-
beitsausfalls trägt daher der Arbeit-
geber, so das Gericht.

Wörtlich regelt der Arbeitsvertrag 
in diesem Fall nur, dass Minusstun-
den mit vorhandenen Plusstunden 
verrechnet werden können. Er bie-
tet keine Rechtsgrundlage dafür, 
die normale Vergütung zu kürzen, 
so das Arbeitsgericht. Mangels ei-
ner entsprechenden Regelung zum 
Arbeitszeitkonto wurde dem Mann 
die Nachzahlung in Höhe von 270 
Euro zugesprochen.
Aktenzeichen 2 Ca 494/21
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Beitrag zur 
Chancen-
gleichheit
Die Hans-Böckler-Stiftung 
ist eines von insgesamt 
13 Begabtenförderungs-
werken in Deutschland. 
Sie fördert junge Men-
schen in unterschiedli-
chen Bereichen: Dazu 
zählt das Stipendium für 
das (Fach)Abitur auf dem 
Zweiten Bildungsweg 
ebenso wie Stipendien für 
Studienanfänger*innen, 
Studierende oder Promo-
vierende. Zudem gibt es 
Unterstützung für Künst-
ler*innen oder Wissen-
schaftler*innen, die sich 
mit dieser Unterstützung 
Freiräume für Forschung 
verschaffen können. Seit 
ihrer Gründung im Jahre 
1954 (damals als Stiftung 
Mitbestimmung) hat sie 
mehr als 20 000 Persön-
lichkeiten gefördert. Mit 
der Begabtenförderung 
leistet die Hans-Böckler-
Stiftung einen erhebli-
chen Beitrag zu mehr 
Chancengleichheit beim 
Zugang zu Bildung und 
Arbeitsmarkt. Ziel ist es, 
Talente aus bildungsbe-
nachteiligten Bevölke-
rungsschichten zu fördern 
und für mehr Diversität in 
Führungspositionen und 
entscheidenden Institutio-
nen der Gesellschaft zu 
sorgen, heißt es in einer 
Selbstdarstellung.

MEHR INFOS ÜBER DIE 
STIPENDIEN, BEWERBUNGS-
FRISTEN UND DIE MÖGLICH-
KEITEN DER UNTERSTÜT-
ZUNG DURCH EINZELGE-
WERKSCHAFTEN FÜR IHRE 
AKTIVEN MITGLIEDER UNTER 
BOECKLER.DE/DE/
STIPENDIEN-2650.HTM

S T I P E N D I E NJetzt bewerben
ARBEITEN BEI VER.DI – Gewerkschaftliche Aus- und Weiterbildung

z ver.di Traineeprogramm
(rs) Arbeiten, damit andere bessere 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
haben. Das ist die grobe Jobbe-
schreibung von Gewerkschaftsse-
kretär*innen. Bei ver.di arbeiten sie 
mit und für knapp 1,9 Millionen 
Mitglieder aus nahezu allen Dienst-
leistungsberufen. Sie unterstützen 
die Beschäftigten dabei, ihre Inter-
essen zu vertreten – in politischen 
Auseinandersetzungen, in Tarifver-
handlungen und direkt in den 
Dienststellen und Betrieben. Ein an-
spruchsvoller Job, für den es eine 
Menge Spezialwissen und Allround-
kenntnisse braucht. Um bestmög-
lich auf diesen Beruf vorzubereiten, 
bietet ver.di eine Grundlagenausbil-
dung für Gewerkschaftssekretär*in-
nen. Mit dem ver.di-Traineepro-
gramm gehen seit 2019 jedes Jahr 
zwei Ausbildungszüge mit je 15 
Trainees an den Start. In 18 Mona-
ten werden sie intensiv in Theorie 
und Praxis geschult – eine intensive 
Vorbereitung für einen gelungenen 
Einstieg in diesen Beruf. Nächste 
Bewerbungsfrist: 17. Februar bis 

14. März. Das Traineeprogramm be-
ginnt dann am 1. Oktober 
karriere.verdi.de 

z Studium an der Europäischen 
Akademie der Arbeit

Die Europäische Akademie der Ar-
beit in Frankfurt a.M. (EAdA) bietet 
für alle Interessierten mit Berufser-
fahrung, gesellschaftspolitischem 
Interesse und sozialem Engagement 
ein elfmonatiges Vollzeitstudium 
auf dem Gebiet der Arbeitsbezie-
hungen an. Die EAdA ist eine ge-
meinnützige Stiftung zum Zweck 
der Lehre und Forschung. Sie bildet 
Arbeitnehmer*innen für ihre Aufga-
ben im wirtschaftlichen und öffent-
lichen Leben aus und fördert da-
durch Wissenschaft, Erziehung und 
Berufsbildung. Die Studienschwer-
punkte liegen in Fragen des deut-
schen und europäischen Arbeits-
rechts und der Mitbestimmung, der 
Gleichbehandlung im Betrieb, dem 
Wandel der Interessenvertretung im 
betrieblichen und wirtschaftlichen 
Strukturwandel sowie in Fragen der 
Sozialpolitik. Das Studium ist eine 

gute Weiterentwicklungsmöglich-
keit – auch für Menschen ohne 
 Abitur.

Bei einer erfolgreichen Bewer-
bung über ver.di wird das Studium 
zudem mit einem Stipendium geför-
dert. Es kann auch eine gute Grund-
lage für eine spätere Bewerbung 
auf das ver.di-Traineeprogramm 
sein. Bewerbungen für den Studien-
gang, der am 1. Oktober beginnt, 
sind über die Einzelgewerkschaften 
bis zum 31. März möglich.
eada.uni-frankfurt.de

Weitere Informationen

ver.di bietet zwei digitale Info-Ver-
anstaltungen über das ver.di Trai-
neeprogramm und das Studium an 
der EAdA am Donnerstag, 23. Fe-
bruar, von 18 bis 20 Uhr oder am 
Freitag, 24. Februar, von 10 bis 
12 Uhr. Es lohnt sich auch, enga-
gierte Kolleg*innen auf diese Aus-
bildungsmöglichkeiten hinzuwei-
sen. Informationen unter:  deine- 
chance-traineeprogramme. 
verdi.de 

 Betriebsrat und Gewerkschaft
MITBESTIMMUNG – Informationen übersetzt in zwölf Sprachen 

(red.) Was ist ein Betriebsrat? Worin 
unterscheiden sich dessen Aufga-
ben von denen einer Gewerkschaft, 
und wo unterstützt ihn die Gewerk-
schaft? Die Antworten auf diese 
Fragen sind insbesondere für Kol-
leg*innen, deren Muttersprache 

nicht deutsch ist, schwer zu verste-
hen. Daher hat der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) Informatio-
nen zur betrieblichen Mitbestim-
mung in zwölf Sprachen übersetzt 
und online gestellt. Auf Arabisch, 
Bulgarisch, Englisch, Griechisch, 

Kroatisch, Polnisch, Rumänisch, 
Russisch, Türkisch, Tschechisch, Uk-
rainisch und Ungarisch liegen sie 
vor und können insbesondere bei 
entsprechenden Fragen im Betrieb 
genutzt werden. Zu finden sind sie 
unter kurzelinks.de/dg1h

 Ungebrochen solidarisch
TAG DER ARBEIT – Planungen für Demos und Aktionen laufen bundesweit

(red.) Der 1. Mai steht in diesem 
Jahr unter dem Motto „Ungebro-
chen solidarisch“. Damit wollen der 
DGB und seine Mitgliedsgewerk-

schaften zeigen, dass sie auch in 
Krisenzeiten solidarisch zusammen-
stehen und sich nicht spalten las-
sen. Geplant werden derzeit viele 

bunte Aktionen und Kundgebungen 
bundesweit. Dabei werden am Tag 
der Arbeit die drängenden Forde-
rungen für eine gerechte und sozia-
le Zukunft in der (Arbeits)Welt auf 
die Straße getragen.

Die zentrale Kundgebung des 
DGB soll in diesem Jahr in Köln 
stattfinden. Dort ist die DGB-Vorsit-
zende Yasmin Fahimi die Hauptred-
nerin. Weitere Veranstaltungen ge-
ben wir in den kommenden Wochen 
bekannt. 

https://boeckler.de/de/stipendien-2650.htm
https://boeckler.de/de/stipendien-2650.htm
http://www.eada.uni-frankfurt.de
https://deine-chance-traineeprogramme.verdi.de
https://deine-chance-traineeprogramme.verdi.de
https://deine-chance-traineeprogramme.verdi.de
http://kurzelinks.de/dg1h
https://karriere.verdi.de


Wie werden wir in Zukunft arbei-
ten? Das fragen sich viele. Beson-
ders die, die jetzt in ihrer Arbeit 
überlastet sind. Sparmaßnahmen 
tragen dazu bei, dass mit immer 
weniger Beschäftigten ein wach-
sendes Arbeitspensum erledigt 
werden soll. Doch schon jetzt ist 
auch spürbar, dass die Zahl der 
Arbeitskräfte sinkt. Vom Fachkräf-
temangel ist die Rede, wobei in 
manchen Bereichen die Frage im 
Raum steht, ob nicht ein besserer 
Umgang mit den Beschäftigten – 
bessere Bezahlung und Arbeitsbe-
dingungen – dazu beitragen wür-
de, dass sich mehr Leute für diese 
Berufe entscheiden. So haben sich 

etwa in der Pflege viele Beschäf-
tigte in die Teilzeit geflüchtet, um 
mit der hohen Belastung des Be-
rufs umgehen zu können.

Hinzu kommt eine weltweite 
Pandemie, die bisherige Gewiss-
heiten ins Wanken gebracht hat. 
Nicht nur in den USA ist es zu ei-
ner großen Rückzugswelle ge-
kommen, weil Menschen durch 
die Veränderungen in der Krise 
begonnen haben, ihre Gewohn-
heiten in Frage zu stellen. 

Die Journalistin Sara Weber 
macht sich in ihrem Buch auf die 
Suche nach Lösungen, wie wir 
eine Arbeitswelt gestalten kön-
nen, die besser für die Gesell-
schaft und den Planeten ist. 
Denn die Zeichen stehen auf Um-
bruch, auch weil sich die Klima-
krise stark auf unseren Alltag 
auswirkt. Wie muss sie also aus-
sehen, die Arbeit der Zukunft?

Nach einer Bestandsaufnahme 
im ersten Teil ihres Buches stellt 
sie im zweiten Teil sechs Was- 
wäre-wenn-Fragen. Dabei geht 
es etwa um Aspekte wie Arbeits-
zeitverkürzung für alle, eine 
gleichberechtigte Arbeitsvertei-
lung oder um Selbstorganisation 
der Arbeit. Dabei schildert die 
Deutsch-Amerikanerin Beispiele 
aus der Praxis, mit denen sie klar 
macht, was anders laufen kann. 
Klar ist für sie, dass etwa der 
Wandel, der uns durch zuneh-
mende Digitalisierung auch in 

 
 

 Suche nach Lösungen 
B U C H T I P P – Vision für die Arbeitswelt im Jahre 2050

Irritierend

„Wir sind die Agentur 
für Arbeit, nicht für 

Freizeit. Manche 
Forderungen irritieren 

mich, auch weil ich 
anders erzogen worden 

bin.“

Andrea Nahles, Chefin der 
Bundesagentur für Arbeit, 
kritisiert in der F.A.S. den 

Ruf der Jungen nach 
Work-Life-Balance und lobt 

den Arbeitseifer der Alten

T E R M I N E  .......................................................................................

„Bye Bye Bad News“ ist das The-
ma des 35. ver.di-Journalis-
mus-Tags am 4. März in der 
ver.di-Bundesverwaltung in Ber-
lin. Diskutiert wird, wie Journalis-
mus nicht nur Probleme in den 
Blick nehmen, sondern auch Lö-
sungen für sie suchen kann. Au-
ßerdem wird gefragt, ob ein sol-
cher Journalismus nicht auch die 
Debattenkultur positiv beeinflus-
sen kann.
Mehr Infos: dju.verdi.de/ 
journalismustag

In der Woche rund um den 
 Internationalen Frauentag am 
8.  März findet im ver.di-Bil-
dungszentrum Bielefeld eine 
Frauenseminarwoche statt. 
Vier verschiedene Seminare fin-

den parallel statt. Es geht um 
junge Frauen, Hass und Hetze im 
Netz, sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz und Frauen als Vor-
sitzende gesetzlicher Interessen-
vertretungen. Es ist ein Aus-
tausch zwischen den Seminaren 
geplant, ein gemeinsamer Start 
in die Tage sowie gemeinsame 
Abendveranstaltungen. 
Mehr Infos: kurzelinks.de/dh76

Hohe Mieten und soziale Un-
gleichheit lautet der Titel einer 
Veranstaltung, zu der ver.di, IG 
BAU und DGB am 5. Mai nach 
Berlin einladen. Dort gehen sie 
der Frage nach, warum Wohnen 
immer teurer wird und was die 
Politik dagegen tun kann. 
Mehr Infos: kurzelinks.de/itsp

SARA WEBER: DIE WELT 
GEHT UNTER, UND ICH 
MUSS TROTZDEM 
ARBEITEN? KIEPENHEUER 
& WITSCH, KÖLN,  
237 SEITEN, 18 EURO,  
ISBN 978-3462004151

der Arbeitswelt bevorsteht, auch 
zugunsten der Beschäftigten ge-
nutzt werden muss – und nicht, 
um die Arbeit noch weiter zu ver-
dichten. Sonst drohe ein „kollek-
tiver Burnout“. 

„Die Leute entscheiden, womit 
sie ihre Zeit verbringen wollen, 
viele arbeiten selbstständig. Es 
gibt ein bedingungsloses Grund-
einkommen, finanziert durch die 
Besteuerung von Finanztransak-
tionen, Umweltbelastungen und 
Robotern. Die Lebenshaltungs-

kosten sind durch neue Techno-
logien gesunken. Die Wirtschaft 
wurde nachhaltig umgebaut und 
deckt die Grundbedürfnisse der 
Menschen“, beschreibt sie ihre 
Vision von der Welt, in der wir im 
Jahr 2050 leben. Es ist nicht je-
des Detail der Umgestaltung ge-
nau ausgedacht, aber in jedem 
Fall regen Webers Ideen zum 
Nachdenken an. Denn dass sich 
etwas ändern muss und wird, da-
von ist auszugehen.

 Heike Langenberg

https://dju.verdi.de/journalismustag
https://dju.verdi.de/journalismustag
https://kurzelinks.de/dh76
https://kurzelinks.de/itsp



